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Die Gemeindepräsidentin begrüsst zur heutigen Budget-Gemeindeversammlung.  
 
Die Gemeindepräsidentin weist auf die Corona-Schutzmassnahmen hin: 
 

• Präsenzkontrolle ist für die Kontaktverfolgung notwendig und vorgeschrieben. 

• Masken obligatorisch 

• Händedesinfektionsmittel steht bereit. 

• Bleiben Sie bitte sitzen, wenn Sie ein Votum abgeben. Wir reichen Ihnen das Mikrofon 
und reinigen es nach Gebrauch. 

• Leider kann auch dieses Mal kein Apéro im Anschluss angeboten werden. 
 
Die Einladung zu dieser Versammlung ist rechtzeitig unter Einhaltung der §§ 21 und 22 des 
Gemeindegesetzes erfolgt. 
 
Für die Namennennung bei Voten aus dem Saal dankt die protokollführende Gemeinde-
schreiberin. 
 
Traktandenliste 
Zur Traktandenliste erfolgen keine Wortmeldungen. Diese wird stillschweigend genehmigt. 
 

 

 

 

 

 
 
011.2.010 Gemeindeversammlung (Handakten, Geschäftsakten in Dossiers) 
 

1 Wahl der Stimmenzähler  

 
 
Erwägungen 
Die Gemeindepräsidentin schlägt Andy Arni und Dominik Ingold als Stimmenzähler vor. 

 

Beschluss 
Die Vorgeschlagenen werden einstimmig als Stimmenzähler gewählt. 

Die Gemeindepräsidentin stellt fest, dass die Stimmenzähler zusammen mit der Gemeinde-
schreiberin und der Gemeindepräsidentin das Wahlbüro bilden. 

Feststellung der Stimmberechtigten: 

Es sind 60 Personen anwesend, wobei 55 stimmberechtigt sind. Das absolute Mehr liegt 
somit bei 28 Stimmen. 

 

 
 
011.2.010 Gemeindeversammlung (Handakten, Geschäftsakten in Dossiers) 
 

2 Mitteilungen  

 
Es werden Ausführungen zu folgenden Themen gemacht: 
 
Schulraumplanung 2035 BeLoSe 
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Nico Fröhli orientiert über die Schulraumplanung: 

 

 

 

 

 

 

 

Bedarf Standort Lommiswil: 



22 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Projekt ref. Kirchgemeindehaus 

Roswitha Eichberger informiert über den Stand des Projektes ref. Kirchgemeindehaus: 
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Projekt IT-Erweiterung 2020 

Die Gemeindepräsidentin informiert über den Stand des Projektes IT-Erweiterung 2020: 

 

 

Behörden und Verwaltung – Nachfolgeplanungen 

Die Gemeindepräsidentin informiert über Behörden und Verwaltung: 

 

 

 

Vorschau Abschluss 2021 
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Die Gemeindepräsidentin orientiert über die Vorschau des Abschlusses 2021: 

 

 

 

 

 

Prognose Entwicklung Eigenkapital 

 

 

 

 

Ausserordentliche GV 1. Quartal 2022 

Die Gemeindepräsidentin orientiert: 
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100.0.010 Reglemente, Verordnungen, Weisungen (Gemeinde) 
 

3 Reglemente und Verträge 
3.1 Planungsausgleichsreglement 
3.2 Vertrag Regio Energie / WARESO 
3.3Anhang II - Reglement Grundeigentümerbeiträge und -gebühren  

 
 
3.1 Planungsausgleichsreglement 
 
Bericht  
Das kommunale Planungsausgleichsreglement konkretisiert in Anwendung des kantonalen 
Planungsausgleichsgesetzes den angemessenen Ausgleich von erheblichen Vorteilen infol-
ge erweiterter Nutzungs-möglichkeiten, welche durch raumplanerische Massnahmen nach 
eidgenössischem und kantonalem Recht entstehen. Diese Ausgaben sind von Gesetzes 
wegen gebunden. Der aus der Mehrwertabschöpfung entstehende Ertrag wird in erster Prio-
rität für Entschädigungen aus materieller Enteignung eingesetzt und in zweiter Priorität für 
raumplanerische Massnahmen (siehe § 5 Abs. 2 PAR). 
 
Beispiel: Der «Ausgleich von erheblichen Vorteilen» erfolgt durch eine Abgabe auf dem 
Mehrwert, den ein Grundstück aufgrund der Nutzungsplanung (z.B. Ortsplanung) erfährt. 
Wird beispielsweise bisheriges «Nicht-Bauland» erstmals einer Bauzone zugewiesen, dann 
erfährt dieses unter Umständen einen erheblichen Mehr-wert. Im Gegenzug sind durch die 
Gemeinde Grundeigentümer zu entschädigen, deren Parzellen durch eine Planungsmass-
nahme erheblich an Wert verlieren, z.B. weil sie aus der Bauzone ausgezont werden.  
Das Lommiswiler Planungsausgleichsreglement präzisiert das kantonale Planungsaus-
gleichsgesetz in den Punkten: Abgabesatz (§ 2), Verwendungszweck (§ 5), Eintrag Grund-
pfandrecht (§ 5) und Zuständigkeit und Verfahren (§ 8). 
 
An der Gemeindeversammlung 14. Juni 2021 wurde über die Höhe des Abgabesatzes disku-
tiert und das Reglement aufgrund einer offenen Frage zur Mehrwertberechnung zurückge-
wiesen. Der Gemeinderat hat die Vorlage nochmals erörtert, offene Fragen geklärt und emp-
fiehlt wiederum, den Abgabesatz einheitlich auf das gesetzliche Maximum von 40% zu legen.  
Weshalb ist ein Abgabesatz von 40% sinnvoll? 
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Für Umzonungen (z.B. Gewerbezone wird zur Wohnzone) und Einzonungen (z.B. Landwirt-
schaftsland wird zur Bauzone) fliessen in den meisten Fällen mindestens 20% an den Kan-
ton Solothurn. 
 
Nur bei einer weiteren Erhöhung des Abgabesatzes, z.B. auf 30% oder 40% fliessen der 
Gemeinde Erträge zu, die für allfällige Entschädigungen aus materieller Enteignung oder für 
raumplanerische Massnahmen eingesetzt werden können. 
 
Der Gemeinderat ist der Ansicht, dass für solche allfälligen Leistungen nicht nur die Lom-
miswiler über ihre Steuerrechnungen einen Beitrag zahlen sollen, sondern auch diejenigen 
Privaten, die massgeblich finanziell von Ein- oder Umzonungen profitieren. 
 
Mit einer höheren Mehrwertabschöpfung auf Stufe Gemeinde könnte daher bei allfälligen 
Um- / Einzonungen auch der allgemeine Steuerhaushalt etwas mehr entlastet werden, was 
gleichzeitig einen solidarischen «Lastenausgleich» innerhalb der Gemeinde unterstützt.  
 
Rezia Schmid erörtert das Geschäft anhand folgender Folien: 
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Antrag  
Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung, dem Abgabesatz von 40% im Pla-
nungsausgleichsreglement zuzustimmen und das Planungsausgleichreglement vom 20. Mai 
2021 zu beschliessen.  
 

Eintreten 
Eintreten wird grossmehrheitlich beschlossen. 

Detailberatung 
Markus Flury: Das Geschäft wurde an der letzten GV zurückgewiesen. Jetzt stelle ich fest, 
dass sich im vorliegenden Planungsausgleichsreglement nichts geändert hat. Ich habe im 
kantonalen Planungsausgleichsgesetz gesehen, dass der Abgabesatz abgestuft werden 
kann, das ist im Reglement nicht so vorgesehen im Gegensatz zu Nachbargemeinden, bei 
welchen ein Abgabesatz von 30% oder 20% gilt. 

Rezia Schmid: Das ist so, der Abgabesatz kann abgestuft werden, z.B. bei Bauernhöfen. 
Der Abgabesatz wird auf den Mehrwert berechnet. Wenn die Gemeinde 20% festlegt, hat sie 
keine zusätzlichen Einnahmen, da alles an den Kanton geht. Der Gemeinde würde somit 
kein Geld für Minderwertentschädigung zur Verfügung stehen. 

Markus Flury: Ich stelle den Antrag, den Abgabesatz auf 30% festzulegen. Es soll detailliert 
aufgezeigt werden, wie der Abgabesatz berechnet wird bei bebautem Land. 

Rezia Schmid: Der Kanton legt Berechnung fest. Dagegen könnte aber auch wieder Ein-
sprache gemacht werden. Es gehen immer 20% an den Kanton. Eine Differenzierung gibt es 
nicht. Das ist im Reglement so aufgeführt. 

Meinrad Engesser: Ich sehe es gleich wie Rezia Schmid. 

 

Beschluss Abgabesatz 

Antrag Markus Flury, den Abgabesatz im Reglement auf 30% festzulegen: 

Auf den Antrag Markus Flury fallen 25 Ja-Stimmen, 31 Nein-Stimmen bei 2 Enthaltungen. 

Antrag GR, den Abgabesatz im Reglement auf 40% festzulegen: 

Auf den Antrag des Gemeinderates fallen 29 Ja-Stimmen, 24 Nein-Stimmen bei 2 Enthaltun-
gen. 

Der Antrag des Gemeinderates ist somit angenommen und die Gemeindeversammlung ge-
nehmigt den Abgabesatz von 40%. 

Beschluss Planungsausgleichsreglement 
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Die Gemeindeversammlung genehmigt das Planungsausgleichsreglement mit 42 Ja-
Stimmen. 

 

 

3.2 Vertrag Regio Energie / WARESO mit Bellach, Lommiswil, Langendorf, Oberdorf 
(RES – BeLLO) 

Bericht  
Die Regelung besteht einerseits in einem Wasser-Liefervertrag zwischen der Regio Energie / 
WARESO (RES) und den beiden direkt angeschlossenen Bezugsgemeinden Bellach und 
Langendorf, andererseits in einer internen Vereinbarung zwischen den vier BeLLO-
Gemeinden (Bellach, Lommiswil, Langendorf und Oberdorf). Die Berechnung der Vertrags-
kosten basiert auf verfügbaren und geprüften Zahlen (Geschäftsbericht WARESO). Die vor-
geschlagene Vertragslösung RES – BeLLO ist gut und pragmatisch und erlaubt es allen vier 
Gemeinden, – nach rund 17 Jahren Verhandlungszeit - ihre Wasserversorgungen abzusi-
chern. 
 
Die geografisch nachgelagerten Gemeinden Lommiswil und Oberdorf unterschreiben den 
Vertrag mit und sind im Wasserliefer-Vertrag als Bezüger aufgenommen. Änderungen des 
Vertrags mit der Regio Energie / WARESO erfordern das Einverständnis der vier BeLLO-
Gemeinden. Innerhalb der BeLLO-Gemeinden regelt eine Vereinbarung die Kostenverteilung 
und weitere Aspekte. 
 
Lommiswil braucht den Vertrag, unabhängig davon, ob die Gänselochquelle künftig für die 
Wasserversorgung genutzt wird, resp. alle BeLLO-Gemeinden brauchen den Vertrag. Auf 
den Wasserbezug von RES zur Abdeckung von Verbrauchsspitzen bei gleichzeitigem mini-
malen Quellertrag können die Gemeinden insgesamt nicht verzichten. 
 
Wie wurden die Vertragskosten ermittelt? Die ständige Bereitstellung von Wasser führt zu 
nicht gedeckten Fix-Kosten auf Seiten der Regio Energie / WARESO (früher Städtische 
Werke Solothurn). Alle Berechnungen und Schätzungen der letzten Jahre belaufen sich auf 
ca. CHF 40'000.00 / Jahr für alle vier Gemeinden zusammen. Um das Verursacherprinzip zu 
respektieren, sind diese Kosten durch die BeLLO-Gemeinden zu übernehmen. Die RES / 
WARESO ist aufgrund der Konzession verpflichtet, den vier Gemeinden Wasser kostende-
ckend zu liefern. 
 
Ein Wasserbezug ist dennoch nur in Ausnahmefällen wahrscheinlich (genügend Wasser in 
den vier Gemeinden, bisher kein Bezug erforderlich). Daher stellen diese Vertragskosten 
eine Art «Versicherungs-prämie» dar. In den Vereinbarungen ist dies so eingeflossen, dass 
jede Gemeinde den Kostenanteil gemäss ihren Top10-Verbräuchen trägt (für Lommiswil ak-
tuell ca. CHF 5'200.00 / Jahr). Im Rahmen dieser Absicherung erfolgt auch eine gewisse 
«Sozialisierung», falls eine Gemeinde alleine einen Wasserbezug von Solothurn tätigen 
müsste. Auch innerhalb der Gemeinden soll das Verursacherprinzip für den Teil gelten, der 
die «Versicherungsprämie» überschreitet. Bei Sonderfällen kommen Sonderlösungen zum 
Tragen. 
 
Die Gemeindepräsidentin erörtert das Geschäft: 
 
Zweck und Notwendigkeit: 
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Schema «Absicherung Wasserversorgung» 
 

 
 
 
Wieso neuer Vertrag: 
 

 
 
 
Vertragsmerkmale gegenüber Regio Energie 
 

 
 
 
 



31 

 

Vertragsmerkmale innerhalb BeLLO-Gemeinden 
 

 
 
 
Antrag  
Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung, dem Vertrag RES / WARESO mit 
Bellach / Langendorf sowie der internen Regelung zwischen den BeLLO-Gemeinden (Bel-
lach, Lommiswil, Langendorf, Oberdorf) zuzustimmen. 

 

Eintreten 
Eintreten wird nach Rückfrage der Gemeindepräsidentin grossmehrheitlich beschlossen. 

 

Detailberatung 

Josef Zürcher: Es besteht eine Vereinbarung mit Oberdorf, gemäss wir jährlich CHF 1'000 
für Wasserlieferung bezahlen, diese würde sich m.E. mit diesem Vertrag erübrigen. Zudem 
bezieht Oberdorf mehr Wasser von uns als umgekehrt. 

Gemeindepräsidentin: Ich werde dieser Anregung nachgehen. 

 

Beschluss 

Die Gemeindeversammlung stimmt dem Vertrag RES / WARESO mit Bellach / Langendorf 
sowie der internen Regelung zwischen den BeLLO-Gemeinden (Bellach, Lommiswil, Lan-
gendorf, Oberdorf) mit 52 Ja-Stimmen bei 1 Nein-Stimme und 2 Enthaltungen zu. 

 

3.3 Anhang II – Reglement Grundeigentümerbeiträge und -gebühren 

Bericht  
Im Anhang II des Reglements über Grundeigentümerbeiträge und -gebühren sind die gelten-
den Gebühren festgehalten, u.a. auch für die Gemeindeaufgabe «Wasserversorgung», wel-
che über eine Spezialfinanzierung refinanziert wird. Die Gebühren sind anzupassen, wenn 
Aufwände nicht mehr gedeckt sind. Eine Anpassung ist jetzt notwendig. 
 
Situation Wasserversorgung  
Aktuell generieren die Verbrauchs- und Grundgebühren jährliche Einnahmen von ca. CHF 
190'000.00, künftig werden Einnahmen von mindestens ca. CHF 300'000.00 nötig sein, um 
die Aufwände zu decken. 
 
Hintergrundinformation: Entscheid des Gemeinderats an GR 13.8.20, das Schutzzonenver-
fahren Gänselochquelle einzustellen (keine Schutzzone ausscheidbar). Genehmigung Pla-
nungskredit an GemV vom 14.9.20, um die Machbarkeit einer auf 10 Jahre befristeten Über-
gangslösung der Quelle zu klären. Ebenfalls Erheblich-Erklärung an GemV 14.9.20 bzgl. 
Motion Wiederaufnahme Schutzzonenausscheidung Gänselochquelle, die in Folge vom GR 
als Postulat (Prüfauftrag) angenommen wurde. An GemV 13.12.21 erneute Vorlage eines 
Antrages für weitere Abklärungen. 
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In den Wassergebühren berücksichtigt wurden generelle Aufwände für Wasserproduktion 
und -bereitstellung, bisherige Projektkosten mit Abschreibungsfrist 10 Jahre, im Budget 2022 
eingeplante Investitionen, Rückbau Tunnelleitung sowie geschätzte Wasserkosten währen 
der Tunnelsanierung im 2023 / 2024. Die Kostenentwicklung nach 2024 basiert auf grund-
sätzlichen Entscheiden, die noch zu treffen sind. Daher bezieht sich die Planung über Ertrag 
und Aufwand nur auf den Zeitraum bis Ende 2024. Die Aufwand- / Ertragsentwicklung bis 
Ende 2024 zeigt: die Verbrauchsgebühr ist auf CHF 2.00 festzulegen, dies mit einer verdop-
pelten Grund- / Bereitstellungsgebühr. 
 
Über eine Anpassung der Verbrauchsgebühr und der Grund- / Bereitstellungsgebühr werden 
die Haushalte im Rahmen ihrer Nutzung und Wasser-Anschlussqualität möglichst verursa-
chergerecht und verträglich belastet. Die Haushalte beziehen unterschiedlich hohe Mengen 
Wasser, mehrheitlich ist der Wasserzähler NW ¾ Zoll installiert. Die neuen Wasserkosten 
sind vergleichbar mit den Gebühren der Nachbargemeinden (Oberdorf, CHF 2.80/m3, Bel-
lach CHF 2.10/m3, Langendorf CHF 1.55/m3). 
 
Nicht berücksichtigt in der Aufwand- / Ertragsentwicklung resp. der daraus abzuleitenden 
Wassergebühren sind Kosten nach einem Grundsatzentscheid: 
 
 Bei einer Schutzzone Gänselochquelle: weitere Projektkosten, Schutzzonenmassnah-
men, neue Tunnelleitung und neue Filteranlage; Investitionen mit Abschreibungsdauer 50 
Jahre.  

 Bei einem Wasserbezug: Wasserkosten, ausserplanmässige Abschreibung des gesam-
ten Projektaufwandes Gänselochquelle.  
 
Das bedeutet: Wenn der grundsätzliche Entscheid bezgl. primärer Wasserversorgung getrof-
fen wird, müssen ebenfalls die Gebühren nochmals angepasst werden. 
 
Die Gemeindepräsidentin erörtert das Geschäft. 
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Gemeindepräsidentin: Ich wurde im Vorfeld dieser Gemeindeversammlung darauf auf-
merksam gemacht, dass die Wasserpreise dem Preisüberwachergesetz unterliegen. Wenn 
man den Preisüberwacher vor einer Erhöhung nicht anhört, ist der Beschluss mit einem for-
malen Fehler behaftet und es kann zu einer Aufhebung des Beschlusses führen. Möglich 
wäre, die Preiserhöhung unter Vorbehalt zu genehmigen. 
 
Antrag  
Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung, den Anhang II des Reglements 
Grundeigentümer-beiträge und -gebühren mit den neuen Gebühren für die Wasserversor-
gung zu genehmigen. 

 

Erika Pfeiffer: Ich stelle Antrag auf Nichteintreten auf dieses Traktandum. 

Ich stelle diesen Antrag nicht gerne, weil ich weiss, dass die Leute im Gemeinderat und in 
der Verwaltung nach bestem Wissen und Gewissen arbeiten und es frustrierend ist, wenn 
die Gemeindeversammlung das vorbereitete Geschäft gar nicht behandeln will. Schlussend-
lich wären wir hier alle aufgerufen zur aktiven Mitarbeit in den Behörden. Aus diesem Grund 
habe ich der Gemeindepräsidentin mein heutiges Vorgehen angekündigt. 

Ich begründe meinen Antrag wie folgt: 

Die beantragte Gebührenerhöhung ist massiv. An unserer privaten Wasserrechnung nachge-
rechnet, beträgt die beantragte Erhöhung 50%. Auf meiner Suche, ob diese Erhöhung rech-
tens ist, bin ich auf das Preisüberwachergesetz gestossen. Gemäss Art. 14 dieses Gesetzes 
besteht eine Anhörungspflicht für derartige Gebührenerhöhungen, welche dem Preisüberwa-
cher zur vertieften Prüfung vorgelegt werden müssen. 

Eine Verletzung der sich aus Art. 14 PüG ergebenden Pflichten begründet eine Bundes-
rechtswidrigkeit und führt im Beschwerdefall zur Aufhebung des angefochtenen Aktes. 

Die Umschreibung des Verursacherprinzips: «Das Prinzip verursachergerechter Gebühren 
setzt voraus, dass mit den Gebühren nur Kosten bezahlt werden, die von den Nutzern der 
Leistung verursacht werden. Das heisst beispielsweise, dass die Kosten für die Erbringung 
von Leistungen gegenüber Dritten den Abgabepflichtigen nicht durch Gebühren zu überwäl-
zen sind,» 

Für mich zentral ist die Frage, ob alle bisher aufgelaufenen Kosten von CHF 548'831.60 akti-
viert werden dürfen. Können alle Variantenabklärungen und die Entlöhnung des Beraters der 
Wasserrechnung belastet werden? 

Die CHF 110'000.00 für Abschreibungen im Wasserbereich entbehren jeglicher Grundlage. 
Dies ist in der Abschreibungstabelle auf Seite 62 der Dokumentation zum Budget 2022 er-
wiesen, weil dort für das Jahr 2021 CHF 78'940.00 für sämtliche Kosten vermerkt sind. Soll-
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ten wie vorgängig ausgeführt CHF 200'000.00 irrtümlich enthalten sein, würden sich die Ab-
schreibungen für 2021 und 2022 und die weiteren Jahre um CHF 20'000.00 reduzieren. Die 
beantragte Gebührenerhöhung führt zu einem Einnahmenüberschuss in der Spezialfinanzie-
rung Wasser von CHF 89'000.00. Das bedeutet, dass mit den zusätzlichen Einnahmen nicht 
die Ausgaben gedeckt werden, sondern Gewinn erwirtschaftet wird, insbesondere wenn die 
Abschreibungen tatsächlich um CHF 20'000.00 reduziert werden könnten. 

Finanzverwalterin: Dazu kann ich nur sagen, dass mein Vorgänger alle Projektkosten kor-
rekt verbucht hat. Zudem ist die Jahresrechnung 2020 abgenommen. Die Gemeindever-
sammlung hat im Dezember 2020 die Abschreibungen auf CHF 110'000 erhöht. Schlussend-
lich werden die Abschreibungen nach Vorgabe AGEM vorgenommen. 

Peter Hard: Ich unterstütze den Antrag auf Nichteintreten. Ich bin der Meinung, dass aufge-
teilt werden müsste in effektive Kosten und in Beraterkosten. Der Entscheid des Preisüber-
wachers muss abgewartet werden. Es besteht in der Wasserrechnung noch ein Vermögen. 
Über eine Erhöhung des Wasserpreises kann m.E. erst befunden werden, wenn die ver-
schiedenen Punkte geklärt sind. 

Gemeindepräsidentin: Auch wenn wir unter Vorbehalt beschliessen würden, wäre ein Be-
schluss anfechtbar. Der GR unterstützt daher ein Nichteintreten. 

Eintreten 
Für das Eintreten votieren 5 Anwesende, 48 stimmen dagegen bei 2 Enthaltungen. Eintreten 
ist somit abgelehnt. 

 

 

  

 
 
930.0.010 Budget 
 

4 Neue Kredite gemäss GO § 16 
4.1 Strassenbeleuchtung 
4.2 Netzsanierung im Holz 
4.3Überprüfung Schutzzone Gänselochquelle  

 
Simon Jakob hält zunächst fest, dass die Werke von Lommiswil auf ihren Zustand überprüft 
worden sind. Er kann Folgendes berichten: 
 

 
 
Ergebnis Finanzbedarf Werke: 
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Ergebnis Sanierungsbedarf: 
 

 
 

 
 
Fazit: 
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4.1 Strassenbeleuchtung  
Rahmenkredit Investitionsrechnung CHF 350'000.00 
 
Bericht  
Gutes Licht ist für den öffentlichen Raum ein wichtiges Qualitätsmerkmal. Es erhöht die Ver-
kehrssicherheit und das Sicherheitsempfinden der Bürger. Eine Ortsbeleuchtung, die dem 
aktuellen Stand der Technik entspricht, entlastet die Umwelt und den öffentlichen Haushalt in 
mehrfacher Hinsicht. Der geringere Energieverbrauch trägt zum Klimaschutz und zur Kos-
tensenkung bei, die nachtaktive Tierwelt wird weniger beeinträchtigt und die Lichtverschmut-
zung wird eingedämmt, denn eine moderne und energieeffiziente Beleuchtung wirkt nur da, 
wo sie soll. 
In der Gemeinde Lommiswil sind aktuell 20 der 288 Lichtpunkte auf moderne LED-Leuchten 
umgerüstet. Die restlichen Leuchten werden mit Natriumdampflampen-Technologie (oranges 
Licht) betrieben. Rund 65% aller Leuchten sind älter als 15 Jahre. 
 
Vorteile der LED Beleuchtung  
Die Natriumdampf-Lampen haben eine Lebenserwartung von 12'000-18'000 h und müssen 
ca. alle 4 Jahre ausgewechselt werden. Beim heutigen LED-Leuchtmittel ist die technische 
Lebensdauer bei >20 Jahren. D.h. der Lampenersatz während der Betriebsdauer entfällt bei 
der LED-Leuchte und die Anzahl Störungen nimmt ab. Zudem gilt es zu beachten, dass bei 
ca. 190 Natriumdampfleuchten von älteren Baujahren zunehmend Ersatzteile nicht mehr 
verfügbar sind. Ein Umbau auf LED spart über 70% elektrische Energie und führt zu weniger 
Lichtverschmutzung. Durch den Rückgang der Energiekosten und tiefere Unterhaltskosten 
wird die Investition in rund 12 Jahren amortisiert. Zusätzlich werden die Lichtemissionen in 
der naturnahen Gemeinde dank verkehrsorientierter Lichtsteuerung auf ein Minimum redu-
ziert. 
 
Im Zusammenhang mit der LED Umrüstung werden auch mangelhafte Tragwerke und Siche-
rungselemente ersetzt. 
 
Die Sanierung und Modernisierung der Strassenbeleuchtung kostet mit verkehrsorientierter 
Lichtsteuerung total ca. CHF 350'000.00. Die Sanierung soll über mehrere Jahre aufgeteilt 
werden. 
 
Simon Jakob erörtert das Geschäft. 
Ausgangslage: 
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Lösungsvorschlag 
 

 
 
 
 
 
 
Antrag  
Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung, einen Rahmenkredit von 
CHF 350'000.00 für die Sanierung und Modernisierung der Strassenbeleuchtung zu geneh-
migen. 
 

Eintreten 
Eintreten wird nach Rückfrage der Gemeindepräsidentin grossmehrheitlich beschlossen. 

Detailberatung 
Elke Nüssli: Ich finde diese Sanierung gut. Aber am Keltenweg, wo bereits neue Leuchten 
angebracht worden sind, ist das Licht extrem hell und unangenehm. Kann das geändert wer-
den? 

Simon Jakob: Bei einigen Leuchten muss man noch Korrekturen vornehmen, das ist richtig. 

Peter Schneitter: Wir können uns eine solche Ausgabe nicht leisten, wenn man das Budget 
anschaut. 

Simon Jakob: In 10 Jahren ist diese Sanierung amortisiert. Die Frage ist, wie die Gemeinde 
die Investitionen priorisiert. Zudem würde diese Ausgabe über mehrere Jahre verteilt. 

Gemeindepräsidentin: Kosten kommen so oder so auf die Gemeinde zu bei der Strassen-
beleuchtung. Die ständigen Reparaturen zeigen sich vielleicht nicht so offensichtlich, aber 
sie schlagen deutlich zu Buche. 

Urs Affolter 1: Ich frage mich ebenfalls, ob wir uns das leisten können. Am Keltenweg hat 
man schon LED Leuchten montiert? Das irritiert mich etwas. Hat man eine Submission ge-
macht? 



38 

 

Simon Jakob: Die getätigte Sanierung hatte eine Grössenordnung von ca. CHF 15'000, sie 
untersteht nicht der Submission. Aber die CHF 350'000 werden nicht freihändig vergeben, 
sondern es wird eine Ausschreibung geben. 

Urs Affolter 1: Wir können uns das definitiv nicht leisten, das muss ich als Präsident der 
RPK ganz klar sagen. Die 5% Steuererhöhung machen Mehreinnahmen von CHF 200'000 
aus. Wenn wir die vorliegende Rechnung ausgleichen möchten, müssten wir den Steuerfuss 
um 30% erhöhen. Es kommen sehr hohe Kosten auf uns zu. Es gibt nichts anderes, als nur 
noch das wirklich dringend Nötige zu machen. Das meiste ist vorgegeben, darum müssen 
wir bei diesem Teil sparen, wo wir Einfluss haben. 

Finanzverwalterin: Diese Ausgabe ginge über die IR. Es ist zwar viel Geld, aber anderer-
seits könnten auch Stromkosten eingespart werden. 

Josef Zürcher: wir wissen nicht, was noch auf uns zukommt. Daher stelle ich den Antrag, 
diese Ausgabe um zwei Jahre zu verschieben. 

Peter Hard: Es ist ein Rahmenkredit. In der IR sind für 2022 CHF 75'000 aufgenommen, ist 
also über 4.5 Jahre verteilt. Wenn man die 350'000 auf 7 Jahre verteilen würde, wäre das ein 
gangbarer Weg? 

Simon Jakob: Es ist alles ein gangbarer Weg. Wir müssen einfach wissen, dass wir mit je-
der Leuchte, die wir sanieren, Geld sparen. 

Peter Hard: Wo sieht man, dass die CHF 350'000 wieder zurückfliessen? 

Simon Jakob: Im Moment haben wir Stromkosten von ca. 17'000 / Jahr. Diese würden be-
deutend tiefer werden und Betriebskosten würden ebenfalls reduziert werden, da nicht stän-
dig Reparaturen vorgenommen werden müssten. 

Urs Affolter 2: Die 7 Jahre, die Peter Hard vorgeschlagen hat, würde ich ebenfalls begrüs-
sen. Eine Zusammenstellung der Einsparungen wäre hilfreich gewesen. 

Simon Jakob: Eine detaillierte Aufstellung der Einsparungen habe ich gerade nicht zur 
Hand, wir haben sie jedoch genau analysiert. 

 

Beschluss 
Die Gemeindeversammlung genehmigt einen Rahmenkredit von CHF 350'000.00 für die 
Sanierung und Modernisierung der Strassenbeleuchtung mit 37 Ja-Stimmen bei 14 Nein-
Stimmen und 3 Enthaltungen. 
 

 

4.2 Netzsanierung im Holz 

Investitionsrechnung CHF 90'000.00 

Bericht 

Am östlichen Ende der Gemeinde Lommiswil im Ortsteil "im Holz" sind sicherheitsrelevante 
und gesetzlich vorgeschriebene Nullungsbedingungen nicht eingehalten (Netzsicherungen 
lösen im Kurzschlussfall nicht aus). Aus diesem Grund wird eine Netzsanierung mit zwei 
neuen Verteilkabinen im 2022 notwendig. 
 
Antrag 

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung, für die Netzsanierung Im Holz ei-
nen Kredit über CHF 90'000.00 zu genehmigen. 
 

Eintreten wird grossmehrheitlich beschlossen. 

Detailberatung 
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Ein Einwohner: Wird diese Ausgabe auch auf mehrere Jahre verteilt?  

Simon Jakob: Diese Sanierung wird im 2022 realisiert. 

Ein Einwohner: Und wie wird die ER belastet? 

Finanzverwalterin: Mit CHF 11'250 / Jahr. 

 

Beschluss 

Die Gemeindeversammlung genehmigt für die Netzsanierung Im Holz einen Kredit über 
CHF 90'000.00 mit 44 Ja-Stimmen bei 5 Nein-Stimmen bei 1 Enthaltung. 

 

4.3 Überprüfung Schutzzone Gänselochquelle 

Bericht 
 

1. Kredit von CHF 35‘000.00 zur Realisierung der Phase 2 durch die Firma Holinger 
AG 

Der Gemeinderat hat im Dezember 2020 dem 1. Durchlauf zugestimmt. Damit sollte Ende 
März 2021 eine Aussage zur Machbarkeit der Schutzzonenüberarbeitung vorliegen und ein 
Gemeindeversammlungs-Entscheid über den Kredit zur Erneuerung der Tunnelleitung wäh-
rend der Sanierung des Weissensteintunnels ab Juni 2021 gefällt werden können.  
Die Sanierung des Weissensteintunnels wird nun frühestens im Frühjahr 2023 erwartet und 
für den Entscheid über die Erneuerung der Wasserleitung im Weissensteintunnel bleibt ge-
nügend Zeit. Hingegen hat gemäss Konzession die Auflage zur Überarbeitung der Schutz-
zone bis ins Jahr 2022 zu erfolgen. 
 
Im Sommer 2021 hat die Firma Holinger AG im Rahmen eines Zwischenschritts die nicht 
ausreichend vorhandenen Daten des Zuströmbereichs zur Gänselochquelle von Osten her 
überprüft. Der zusätzlich durchgeführte Markierversuch hat gezeigt, dass sehr wohl Wasser 
von Osten her in die Gänselochquelle fliesst. Das hat zur Folge, dass der Steinbruch Müh-
liberg sowie die ARA-Gänsbrunnen und weitere Konflikt-punkte auch weiterhin beurteilt und 
gewichtet werden müssen. 
 
Der Gestaltungsplan Steinbruch Mühliberg läuft im Jahr 2025 aus, ebenso die letzte Etappe 
der Abbau-bewilligung. Für die Erweiterung des Steinbruchs besteht eine Vormerkung im 
kantonalen Richtplan. Allerdings ging die Planung bisher davon aus, dass kein Grundwasser 
betroffen ist. Dieser Umstand dürfte sich negativ auf einen neuen Gestaltungsplan des 
Steinbruchs Mühliberg auswirken und eine neue Abbaubewilligung ungünstig beeinflussen.  
Damit der Sachverhalt bezüglich Errichtung einer Schutzzone Gänselochquelle endgültig 
beurteilt werden kann, sind die Arbeiten gemäss Phase 2 der Offerte Holinger AG unum-
gänglich. Das Ergebnis dieser Arbeiten ist ein Schutzzonen-Dossier, bestehend aus Schutz-
zonenplan, Schutzzonenreglement, Konfliktplan, Datenblätter Nutzungskonflikte und eine 
Kostenschätzung zur Beseitigung der möglichen Konflikte. Für die Arbeiten der Phase 2 wird 
mit einem zeitlichen Aufwand von vier Monaten gerechnet.  
Anhand der erarbeiteten Unterlagen kann die Bevölkerung darüber entscheiden, ob sie das 
erforderliche Geld für eine eigene Trinkwasserversorgung sprechen will oder nicht. 

2. Kredit von CHF 15'000.00 für die rechtliche Beratung während der Phase 2 
 
Eine rechtliche Begleitung durch das Advokaturbüro Maurer & Stäger ist während der Phase 
2 inkl. Informationsveranstaltung mit den betroffenen Grundeigentümern und Besprechungen 
mit den Konfliktparteien unumgänglich. 
 
Die Beratung beinhaltet auch die rechtliche Überprüfung des Schlussberichtes. Aufgrund 
verschiedener Aussagen von Seiten des Amtes für Umwelt wurde wahrgenommen, dass 
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eine rechtliche Beratung nötig ist. Mit diesem Vorgehen sollen festgefahrene Strukturen auf-
geweicht werden können.  
 
Ergänzungen des Gemeinderates zum Antrag: Das bestehende Gutachten der SolGeo zeigt 
auf, dass keine Schutzzone ausgeschieden werden kann. Der Gemeinderat hat dennoch 
entschieden, die vorgeschlagenen Abklärungen und somit den Kreditantrag zu unterstützen, 
so dass nächsten Sommer ein abschliessender Entscheid bezüglich Nutzung der Gänse-
lochquelle getroffen werden kann. Der Gemeinderat ist sich bewusst, dass diese Kosten bei 
einem negativen Schutzzonenergebnis verloren sind, diese Ausgaben sind aber notwendig, 
um den Postulat-Auftrag erfüllen zu können. 
 
Adrian Grütter erörtert die Haltung des Gemeinderates. 
 
Die Gemeindepräsidentin erörtert den bisherigen Verlauf der ganzen Wasserversorgung: 
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Adolf von Burg, Ausschuss Wasser, erörtert das Geschäft anhand folgender Folien: 
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Adolf von Burg: Zusammenarbeit GR Ausschuss Wasser sollte sich noch verbessern, wenn 
wir beim Kanton etwas erreichen wollen. 

 
Antrag des Gemeinderates  
Der Gemeindeversammlung wird beantragt, den Rahmenkredit von CHF 50'000.00 zur 
Überprüfung der Schutzzone Gänselochquelle zu genehmigen. 

 

Eintreten 
Eintreten wird nach Rückfrage der Gemeindepräsidentin grossmehrheitlich beschlossen. 

 

Detailberatung 

Gemeindepräsidentin: Für mich ist der Aspekt des politischen Vorstosses neu. Ist in wel-
chem zeitlichen Rahmen vorgesehen? 

Adolf von Burg: Dieser Aspekt resultiert aus den Gesprächen bzgl. Montpelon und Stein-
bruch. Wir sind daher mit den Grundeigentümern des Steinbruchs der Meinung, dass man 
bei der Regierung vorsprechen sollte. 
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Gemeindepräsidentin: Der Ausschuss Wasser plant somit, aktiv auf den Kanton zuzuge-
hen? 

Adolf von Burg: Das ist so. Ein Gespräch mit dem Regierungsrat sollte stattfinden. Das wä-
re eine Fahrplanänderung in Bezug auf die Klärung der Nutzungskonflikte. 

Gemeindepräsidentin: Wir haben ja bereits intensive Gespräche mit dem Kanton geführt. 
Ich frage mich, wie man zu einem anderen Ergebnis kommen möchte. 

Peter Hard: Ich empfehle, diesem Kredit zuzustimmen, damit man Klarheit erhält. Unsere 
Quelle hat einwandfreies Wasser im Gegensatz zum Wasser, welches wir beziehen müss-
ten. 

Stefan Zbinden: Ich danke dem Ausschuss Wasser für seine Arbeit. Ich wäre froh, wenn wir 
das Lommiswiler Wasser behalten könnten und wäre auch bereit, einen Mehrpreis zu zah-
len. 

Urs Affolter 2: Wir wissen nicht, was in 30 Jahren sein wird? Wir müssen das berücksichti-
gen und es ist nicht ausgeschlossen, dass dannzumal ein m3 Wasser 20 bis 30 Franken kos-
ten wird. 

 

Beschluss 

Die Gemeindeversammlung genehmigt den Rahmenkredit von CHF 50'000.00 zur Überprü-
fung der Schutzzone Gänselochquellemit 55 Ja-Stimmen. 

 

  

 
 
930.0.010 Budget 
 

5 Budget 2022 
5.1 Finanzen und Steuern 
5.2 Spezialfinanzierungen 
5.3 Erläuterung des Finanzplanes 2023 bis 2027 
5.4 Erfolgsrechnung 
5.5 Investitionsrechnung mit Verpflichtungskreditkontrolle 
5.6  Teuerungszulage für haupt- und nebenamtliches Personal 
5.7 Feuerwehrersatzabgabe 
5.8 Steuerfuss 
5.9 Genehmigung des Budgets  

 
 
Bericht  
Das Budget 2022 weist mit CHF 897'473.00 einen sehr hohen Aufwandüberschuss aus, trotz 
einer Erhöhung des Steuerfusses bei den natürlichen Personen von 120% auf 125%. Dies 
im Vergleich zur Rechnung 2020 mit einem Ertragsüberschuss von CHF 80'322.20 und dem 
Budget 2021 mit einem budgetierten Aufwandüber-schuss von CHF 397'828.00. 
 
Die Vorgabe über die maximale Nettoverschuldung (Schuldenbremse § 136 Abs. 3 Gemein-
degesetz) ist mit dem vorliegenden Budget eingehalten. Dies insbesondere aufgrund der 
negativen Verschuldungsfaktoren der letzten drei Rechnungsjahre. 
 
 
5.1 Finanzen und Steuern 
Gemäss der Auswertung der kantonalen Steuerverwaltung gehen wir davon aus, dass der Steuerer-
trag gegenüber dem Budget 2021 tiefer ausfällt. Wir haben im Budget 2022 das Steueraufkommen 
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vorsichtig budgetiert. Wir rechnen im 2022 mit Steuereinnahmen von CHF 4'861'750.00. Diese fallen 
trotz Erhöhung des Steuerfusses von 120% auf 125% um CHF 110'250.00 geringer aus als im Budget 
2021. Gründe dafür sind, dass mehrere Einwohnerinnen und Einwohner das Pensionsalter erreichen, 
coronabedingt weniger Einkommen generiert oder umgebaut haben. 
 
Ebenfalls erhalten wir im 2022 mit CHF 201'300.00 weniger Mittel aus dem Finanzausgleich des Kan-
tons. Im Budget 2021 sind CHF 248'400.00 eingeplant und in der Rechnung 2020 sind CHF 
362'800.00 ausgewiesen 

 

5.2 Spezialfinanzierungen 

Die Bereiche der Spezialfinanzierung sind mit kostendeckenden Gebühren zu finanzieren. 
 
Wasserversorgung  
Die Spezialfinanzierung weist einen Ertragsüberschuss von CHF 89‘205.00 aus (Rech-
nungsausgleich auf der Aufwandseite). Das Eigenkapital Wasserversorgung beträgt per 
31.12.2020 CHF 268‘726.90. Nicht berücksichtigt ist eine allfällige ausserplanmässige Ab-
schreibung von insgesamt CHF 553‘983.70 der bisherigen und im Budget 2022 geplanten 
Ausgaben sofern die Gänselochquelle aufgegeben werden muss. 
 
Ab Gebührenjahr 2022 (01.12.21 – 30.11.22) soll neu ein Bezugspreis von CHF 2.00/m3 
anstelle von CHF 1.50/m3 erhoben und die Grundgebühren verdoppelt werden. Mit der Fest-
legung des primären Wasserbezugsortes (Gänselochquelle oder Bezug) werden diese Ge-
bühren nochmals überprüft.  
Abwasserentsorgung  
Die Spezialfinanzierung weist einen Aufwandüberschuss von CHF 19‘625.00 aus. Ende 
2020 betrugt das Eigenkapital Abwasserentsorgung CHF 847‘663.45. Im Bereich der Ab-
wasserentsorgung können wir bisher auf das relativ hohe Eigenkapital zurückgreifen und 
vorläufig auf eine Erhöhung der Gebühr verzichten. 
 
Abfallbeseitigung  
Die Spezialfinanzierung weist einen Aufwandüberschuss von CHF 1‘160.00 aus (Rech-
nungsausgleich auf der Ertragsseite). Ende 2020 betrug das Eigenkapital Abfallbeseitigung 
CHF -11‘646.20. Dieser Bereich generiert seit mindestens 2015 einen Aufwandüberschuss, 
was seit Längerem nicht mehr gesetzeskonform ist. Es wurde festgestellt, dass das Gebüh-
renreglement nicht überall angewendet wurde (Gewerbebetriebe). Wir hoffen, dass aufgrund 
dieser Fehlerkorrektur die Rechnung bis Ende 2022 ausgeglichen werden kann. 

 

5.3 Erläuterung des Finanzplanes 2023 bis 2027 

Finanzverwalterin: Ich werde erst an der Rechnungsgemeindeversammlung über den Fi-
nanzplan orientieren können, da ich zu kurz im Amt bin, als dass ich einen aussagekräftigen 
FiPla hätte erstellen können. 

 

5.4 Erfolgsrechnung 

Die Finanzverwalterin erörtert die Erfolgsrechnung anhand folgender Folien: 

2.0 Allgemeine Verwaltung 
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2.1 Öffentliche Ordnung und Sicherheit 

 

 

2.2 Bildung 

 

 

2.3 Kultur, Sport, Freizeit und Kirche 
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2.4 Gesundheit 

 

 

Soziale Sicherheit 

 

 

Kuno Schmid hält fest, dass die Kosten im Sozialbereich um 22'000 tiefer ausfallen als 
budgetiert. Dass im Budget ein zu hoher Betrag aufgenommen worden ist, liegt daran, dass 
ein zweites Budget von SDOL nicht bis zur Finanzverwaltung gelangt ist. 
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2.6 Verkehr 

 

 

2.7 Umweltschutz und Raumordnung 

 

2.8 Volkswirtschaft 

 

 

2.9 Finanzen und Steuern 

 

 

Erfolgsrechnung 
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Wasserversorgung 

 

 

Abwasserversorgung 
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Abfallbeseitigung 

 

 

5.5 Investitionsrechnung mit Verpflichtungskreditkontrolle 

Die Finanzverwalterin erörtert die Investitionsrechnung anhand folgender Folie: 
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5.6 Teuerungszulage für haupt- und nebenamtliches Personal 

Gemäss § 45 der geltenden Anstellungs- und Besoldungsordnung hat die Gemeindever-
sammlung auf Antrag des Gemeinderates die Teuerungszulage bei den voll- und nebenamt-
lichen Gemeindeangestellten festzulegen. Der Gemeinderat beantragt, den bisherigen Teue-
rungsausgleich von 118.9093 Punkten (Basis Mai 1993 = 100 Punkte) beizubehalten. 

 

5.7 Feuerwehrersatzabgabe 

Gemäss § 14 Abs. 2 des Gemeinde-Reglements über die Feuerwehr hat die Gemeindever-
sammlung den Prozentsatz für die Ersatzabgabe festzulegen. Das Minimum und das Maxi-
mum richten sich nach dem kantonalen Gebäudeversicherungsgesetz und nach der Verord-
nung über die Ersatzabgabe. In der kantonalen Verordnung über die Feuerwehr-
Ersatzabgabe sind das Minimum der Feuerwehr-Ersatzabgabe mit CHF 20.00 und das Ma-
ximum mit CHF 400.00 pro Jahr festgelegt. Der Gemeinderat beantragt, die Feuerwehr-
Ersatz-abgabe wie bisher mit 10% der rechtskräftig eingeschätzten Staatssteuer zu erheben 

5.8 Steuerfuss 

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung, den Steuerfuss der natürlichen 
Personen von 120% auf 125% zu erhöhen und den Steuerfuss für juristische Personen bei 
97% zu belassen. 
 
Die gebundenen Kosten, wie Bildung, Gesundheit und soziale Sicherheit werden auf abseh-
bare Zeit auf gleichem oder höherem Niveau verbleiben. Zusätzlich stehen grössere Investi-
tionen im Bereich Bildung (Schulraum) und den kommunalen Werken (Strassen, Strassenbe-
leuchtung, Elektra, Wasser, Abwasser) an. 

 

5.9 Genehmigung des Budgets 
 
Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung: 
 
 das Budget 2022 der Erfolgsrechnung mit einem Aufwandüberschuss von 

CHF 897'473.00 zu genehmigen  

 die Investitionsrechnung mit Nettoinvestitionen von CHF 287'487.00 zu genehmigen  

 den bisherigen Teuerungsausgleich auf 118.9093 Punkten zu belassen  

 die Feuerwehrersatzabgabe auf 10% der einfachen Staatsteuer festzulegen  
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 den Steuerfuss der einfachen Staatssteuer für natürliche Personen auf 125% zu erhö-
hen und bei 97% für juristische Personen zu belassen. 

 

Eintreten 
Eintreten wird nach Rückfrage der Gemeindepräsidentin mit 28 Ja-Stimmen bei 20 Nein-
Stimmen und 5 Enthaltungen beschlossen. 

Detailberatung 
Peter Schneitter: Dieses Budget muss abgelehnt werden und soll vom GR noch einmal 
überarbeitet werden, das beantrage ich. Ich erwarte ein Budget mit einem Aufwandüber-
schuss von höchstens CHF 200’000 ohne Steuererhöhung oder ein ausgeglichenes Budget 
mit Steuererhöhung. Wir schlittern in ein Desaster, welches wir jetzt aufhalten müssen. 

Pia Flury: Wie hoch ist der Anteil Einnahmen der jP? 

Finanzverwalterin: jP sind mit 40’000 budgetiert. 

Peter Hard: Wenn Steuererhöhungen beantragt werden, sollte man einen Finanzplan haben. 
Ohne Finanzplan entscheiden wir zum hohlen Bauch heraus. 

Bei einem Aufwandüberschuss gibt es 3 Möglichkeiten: Einnahmen erhöhen, Ausgaben re-
duzieren oder Investitionen vermindern, damit die Abschreibungen vermindert werden.  

Gemeindepräsidentin: Es ist auch im Sinne des GR, dass wir eine gute Planung vorlegen 
können. Einen FiPla haben wir noch nicht. Ich habe deshalb mit den einleitenden Mitteilun-
gen versucht darzulegen, was auf uns zukommen könnte. Wir wissen, dass wir Optimie-
rungsmassnahmen ergreifen müssen. 

Urs Affolter 2: Die 5% machen CHF 200’000 Mehreinnahmen aus. Ich befürchte, dass wir 
nächstes Jahr noch einmal erhöhen müssen. Deshalb: zuerst einen FiPla, dann handeln. 

Urs Affolter 1: Die RPK hat neben der Prüfung der Rechnung auch den Auftrag, den Fi-
nanzhaushalt zu überwachen. Ein Budget wie das vorliegende ist eine Katastrophe. Weitere 
Steuererhöhungen sind unausweichlich. Aber ein Budget zu erstellen wie es Peter Schneitter 
fordert, ist Wunschdenken. Der Gemeinderat muss sich gut überlegen, ob er Geschäfte wie 
Unterstützung FC oder Skiclub oder das ref. KGH an eine GV bringen will. 

Ich mache deshalb beliebt, das Budget zu genehmigen. 

Kilian Hunziker: Ich beantrage, eine Steuererhöhung aufzuschieben, bis ein sauberer Fi-
nanzplan vorliegt. 

Gemeindepräsidentin: Wenn der Steuerfuss bei 20% bleibt, ist der Aufwandüberschuss 
über 1 Mio. Gibt es weitere Voten? 

 

Rückweisungsantrag Peter Schneitter 

Der Rückweisungsantrag von Peter Schneitter wird mit 29 Ja-Stimmen bei 19 Nein-Stimmen 
bei 3 Enthaltungen angenommen. 

Das Budget 2022 ist somit zur Überarbeitung an den Gemeinderat zurückgewiesen. 

 

Die Finanzverwalterin führt kurz aus, was die Budgetzurückweisung bedeutet: 

Ab 1. Januar dürfen nur noch die gebundenen Ausgaben getätigt werden. Es muss möglichst 
schnell eine ao GV einberufen werden, an welcher über ein Budget befunden werden muss. 
Wird auch dieses wieder zurückgewiesen, wird der Regierungsrat aufsichtsrechtliche Mass-
nahmen anordnen und den Steuerfuss festlegen. 
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011.2.020 Botschaften und Akten 
 

6 Motionen und Postulate  

 
 
Die Gemeindepräsidentin hält fest, dass bis zum 10. Dezember 2021 keine Motionen oder 
Postulate eingegangen sind. 
 
 
 
 
021.1.050 Besoldung (Löhne, Entschädigungen, Zulagen, etc.) 
 

7 Ehrungen  

 
 
Folgende Personen werden an der heutigen Versammlung geehrt: 
 

Peter von Burg 

 

 

Josef Zürcher 
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Zusätzlich war Josef Zürcher während 12 Jahren im Gemeinderat tätig. 

 

Werner Krähenbühl 

 

 

Die Gemeindepräsidentin übergibt den Herren Zürcher und Krähenbühl je eine Flasche 
Wein. Das ihnen zustehende Geschenk werden sie zu einem späteren Zeitpunkt erhalten. 

Herr von Burg musste sich entschuldigen. Auch er wird das ihm zustehende Geschenk zu 
einem späteren Zeitpunkt erhalten. 

 

Weitere Ehrungen und voraussichtlich wieder «Pizza-Essen» werden am Behördenanlass 
vom 18. März 2022 stattfinden, sofern dieser Anlass durchgeführt werden kann. 

 

 
 
 
Die Gemeindepräsidentin: Die Gemeindeschreiberin: 
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Geht an: 
 
GP, GVP, 5 GR, 
Präs. RPK, GV 


